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Gleichzeitig hat das Milosevic-Regime seinen Krieg gegen die Bevölkerung im
Kosovo noch intensiviert. Unsagbares menschliches Leid ist die Folge dieser Politik.
Mehr als 250.000 Menschen mußten aus ihren Häusern fliehen oder wurden gar mit
Gewalt vertrieben. Allein in den letzten sechs Wochen haben noch einmal 80.000
Menschen dem Inferno, das es dort gibt, zu entrinnen versucht. Umgerechnet auf
die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland wäre das die Einwohnerschaft
einer Metropole wie Berlin. Es wäre zynisch und verantwortungslos gewesen, dieser
humanitären Katastrophe weiter tatenlos zuzusehen.

Bis zuletzt hat sich die Staatengemeinschaft bemüht, dem Morden auf diplomati-
schem Wege Einhalt zu gebieten. Außenminister Fischer als EU-Ratspräsident, der
russische Außenminister Iwanow und der OSZE-Vorsitzende Vollebaek haben Prä-
sident Milosevic in Belgrad zur Annahme des Rambouillet-Abkommens gedrängt.
Schließlich hat Richard Holbrooke als Sondergesandter der Vereinigten Staaten am
Montag und Dienstag dieser Woche einen allerletzten Versuch unternommen, das
Regime in Belgrad zum Einlenken zu bewegen - alles vergebens. Wir hatten des-
halb keine andere Wahl, als gemeinsam mit unseren Verbündeten die Drohung der
NATO wahrzumachen und ein deutliches Zeichen dafür zu setzen, daß wir als
Staatengemeinschaft die weitere systematische Verletzung der Menschenrechte im
Kosovo nicht hinzunehmen bereit sind." (Bulletin des Presse- und Informationsam-
tes der Bundesregierung Nr. 13/S. 137 vom 30. März 1999).

Die der Strafanzeige zugrundeliegende Einschätzung, bei der vom Deutschen Bundestag be-

schlossenen Beteiligung an einer von der NATO geführten Luftoperation handele es sich um

einen Angriffskrieg bzw. um die Vorbereitung eines Angriffskrieges, wird danach den tatsächli-

chen Umständen nicht gerecht. Sie läßt außer Betracht, daß es der Bundesregierung und ihren

NATO-Partnern allein darum geht, die Führung der Föderativen Republik Jugoslawien nach

langen vergeblichen Verhandlungen zu bewegen, von einer Unterdrückung der albanischen

Volksgruppe im Kosovo abzulassen und zu einer friedlichen Politik zurückzukehren. Der

militärische NATO-Einsatz erweist sich als ultima ratio gegen die maßgeblich von der jugos-

lawischen Staatsführung zu verantwortende Friedensstörung im Kosovo. Er bezweckt letztlich

die Wiederherstellung des Friedens in der Krisenregion, indem erklärtermaßen eine mit diplo-

matischen Mitteln zu findende friedensschaffende und friedenssichernde Lösung befördert

werden soll. Dies wird vom Straftatbestand des § 80 StGB nicht erfaßt.

Ihre Co-Anzeigeerstatter Günther Klein, Silvia Klein, Irmgard Koll, Marion Löffler-Haupt, Ulrich

Rodewald und Heidrun Zöllner erhalten keinen gesonderten Bescheid. Ich gehe davon aus, daß

Sie diesen das vorliegende Schreiben zur Kenntnis geben.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag


